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Stellungnahme des Verbandes der Deutschen Binnenfischerei und Aquakultur e. V. 
zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur 

und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (NatIF) 

Natur- und Klimaschutz gelingen nur gemeinsam mit den Flächenbewirtschaftern 
 
Sehr geehrte Frau Dr. , 
 
Der Verband der Deutschen Binnenfischerei und Aquakultur unterstützt ausdrücklich das Ziel, die 
biologische Vielfalt zu sichern, degradierte Ökosysteme wiederherzustellen und die natürlichen 
Lebensgrundlagen langfristig zu erhalten.  
Binnenfischerei und Aquakultur profitieren von funktionierenden Gewässerökosystemen und leisten 
selbst einen erheblichen Beitrag zum Erhalt wertvoller Kulturlandschaften, artenreicher 
Teichgebiete und aquatischer Lebensräume. 
Aus Sicht des VDBA wird dieses Ziel jedoch nur dann erreicht werden können, wenn die Betriebe 
als Partner und nicht als Adressaten zusätzlicher Restriktionen verstanden werden. Der vorliegende 
Referentenentwurf setzt demgegenüber überwiegend auf ordnungsrechtliche Steuerung, neue 
Flächenkulissen und eine Verschiebung gesetzlicher Abwägungsmaßstäbe. Damit steigt die 
Gefahr, dass die Akzeptanz notwendiger Naturschutzmaßnahmen sinkt und zugleich die 
wirtschaftliche Grundlage der Betriebe weiter geschwächt wird. Letzteres erhöht nicht nur das 
Risiko, dass noch schneller noch mehr der auch ökologisch bedeutsamen Teichgebiete nicht mehr 
bewirtschaftet werden und damit durch folgende Sukzession auch als Lebensraum für geschützte 
Arten verloren gehen. Der VDBA sieht deshalb erheblichen Anpassungsbedarf. 
 
1. Kooperationsprinzip statt Vorrangprinzip 
Die vorgesehenen Regelungen zum „überragenden öffentlichen Interesse" dürfen nicht dazu 
führen, dass Eigentumsrechte, bestehende Nutzungen oder langfristige Bewirtschaftungskonzepte 
regelmäßig hinter naturschutzfachlichen Zielsetzungen zurücktreten. 
Insbesondere darf die nationale Umsetzung nicht dazu führen, den in der Verordnung (EU) 
2024/1991 ausdrücklich verankerten Freiwilligkeitsgrundsatz bei Wiederherstellungsmaßnahmen 
faktisch auszuhöhlen. Maßnahmen wie die Wiedervernässung landwirtschaftlich genutzter 
Moorflächen oder die Entwicklung weiterer Naturflächen müssen weiterhin auf freiwilliger 
Mitwirkung der Eigentümer und Bewirtschafter beruhen. 
Der VDBA regt deshalb an, den Gesetzentwurf ausdrücklich um den Grundsatz zu ergänzen, dass 
Wiederherstellungsmaßnahmen grundsätzlich im Einvernehmen mit den betroffenen Eigentümern 
und Bewirtschaftern umgesetzt werden. 
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2. Produktionsintegrierte Naturschutzmaßnahmen gesetzlich verankern 
Die Praxis zeigt seit Jahrzehnten, dass sich Biodiversität und nachhaltige Nutzung nicht 
ausschließen. Gerade Teichwirtschaften haben Lebensräume geschaffen, die heute europaweit als 
besonders schutzwürdig gelten. Fischereibetriebe sorgen mit der Bewirtschaftung der 
Fischbestände über die entnommene Biomasse für einen erheblichen Nährstoffaustrag aus 
unseren Gewässern. Solche Bewirtschaftungsformen sind deshalb zu unterstützen. 
Der Gesetzentwurf sollte deshalb klarstellen, dass produktionsintegrierte Naturschutzmaßnahmen 
grundsätzlich Vorrang vor Nutzungsaufgabe oder Flächenstilllegung haben. Ziel muss es sein, 
ökologische Verbesserungen mit einer fortbestehenden wirtschaftlichen Nutzung zu verbinden. 
Dies entspricht zugleich den Zielen einer resilienten europäischen Lebensmittelproduktion sowie 
einer nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums. 
 
3. Gemeinwohlleistungen vollständig finanzieren 
Naturschutz-, Klima- und Wiederherstellungsziele stellen gesamtgesellschaftliche Aufgaben dar. 
Die damit verbundenen Lasten dürfen nicht einseitig den Flächenbewirtschaftern auferlegt werden. 
Sinnvoll wäre es, die Instandhaltung der Teichwirtschaften zu fördern und diese Flächen als 
Kompensationsflächen für den Klimaschutz anerkennbar zu machen um ihre 
Ökosystemdienstleitungen dauerhaft zu sichern  
Der VDBA hält deshalb einen gesetzlichen Grundsatz für erforderlich, wonach sämtliche durch 
Naturschutzmaßnahmen verursachten Ertragsausfälle, Bewirtschaftungserschwernisse, 
Investitionen und dauerhaften Unterhaltungskosten vollständig ausgeglichen werden. Freiwillige 
Kooperation setzt wirtschaftliche Verlässlichkeit voraus. 
 
4. Wettbewerbsverzerrungen vermeiden 
Die Einführung der „Natürlichen Infrastruktur" darf nicht dazu führen, dass Betriebe innerhalb 
entsprechender Kulissen dauerhaft schlechtere Entwicklungsmöglichkeiten besitzen als 
vergleichbare Unternehmen außerhalb dieser Gebiete. 
Höhere Kompensationsanforderungen, zusätzliche Genehmigungshürden oder eingeschränkte 
Investitionsmöglichkeiten verschlechtern die Wettbewerbsfähigkeit insbesondere 
standortgebundener Betriebe der Binnenfischerei und Aquakultur, deren Produktionsgrundlagen 
regelmäßig in ökologisch hochwertigen Gewässerlandschaften liegen. 
Der VDBA hält es daher für erforderlich, die wirtschaftlichen Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
systematisch zu bewerten und geeignete Ausgleichsmechanismen vorzusehen. 
 
5. Bodenmarkt und Flächenverfügbarkeit sichern 
Mit der vorgesehenen Verzahnung von Ersatzzahlungen, Kompensationsmaßnahmen, 
Naturgutschriften und der neuen Kulisse der „Natürlichen Infrastruktur" können erhebliche 
Auswirkungen auf den Bodenmarkt verbunden sein. 
Der VDBA sieht die Gefahr, dass produktive Flächen zunehmend nach ihrem naturschutzfachlichen 
Potenzial bewertet werden und sich dadurch die Konkurrenz zwischen aktiven Bewirtschaftern, 
öffentlichen Flächenträgern, Flächenagenturen, Stiftungen und anderen Trägern von 
Kompensationsmaßnahmen verschärft. Wird die Bewirtschaftung eingestellt führt dies regelmäßig 
zu Verlandung der Wasserflächen und damit zum Verlust des schützenswerten Habitats. Der 
Naturschutz hat oft nicht die finanziellen Mittel um diese wertvollen Flächen nach dem Erwerb auch 
instand zu halten und damit das aquatische Habitat und dessen Biodiversität dauerhaft zu sichern.  
Aus Sicht des Verbandes sollte deshalb gesetzlich klargestellt werden, dass produktionsintegrierte 
Lösungen grundsätzlich Vorrang vor dauerhaften Flächenankäufen und Nutzungsentziehungen 
haben. Flächenerwerb sollte nur erfolgen, wenn nachweislich keine gleichwertige kooperative 
Lösung mit den bisherigen Eigentümern oder Bewirtschaftern möglich ist. 
 
6. Regionale Zusammenarbeit institutionalisieren 
Naturschutz kann dauerhaft nur erfolgreich sein, wenn Entscheidungen gemeinsam mit den 
regionalen Akteuren entwickelt werden. 
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Der VDBA schlägt deshalb vor, bei den zuständigen Naturschutzbehörden dauerhafte regionale 
Kooperationsforen einzurichten, in denen Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Binnenfischerei, 
Aquakultur, Wasserwirtschaft, Jagd, Kommunen, Naturschutzverbände und Behörden frühzeitig 
gemeinsam Maßnahmen entwickeln. 
Ein solcher strukturierter Dialog würde Konflikte reduzieren, Planungssicherheit erhöhen und die 
Akzeptanz naturschutzfachlicher Maßnahmen deutlich verbessern. 
 
7. Managementpläne gemeinsam weiterentwickeln 
Die bestehenden Managementpläne für FFH-Gebiete sollten unter dem Leitbild einer 
partnerschaftlichen Umsetzung überprüft und fortgeschrieben werden. Dabei sollen praktische 
Erfahrungen der Flächenbewirtschafter unbedingt berücksichtigt werden. Gleiches gilt für die 
Managementpläne von Natura 2000-Gebieten. Hier hält es der VDBA für erforderlich, derzeit in 
Erarbeitung befindlichen Managementpläne für Vogelschutzgebiete (SPA-Gebiete) von Beginn an 
unter konsequenter Beteiligung der betroffenen Eigentümer und Bewirtschafter zu entwickeln. 
Werden diese Akteure erst nach Abschluss fachlicher Vorentscheidungen beteiligt, entstehen 
vermeidbare Konflikte und Akzeptanzprobleme, die die spätere Umsetzung erschweren. 
 
Schlussbemerkung 
Der VDBA ist überzeugt, dass die Ziele des Natur- und Klimaschutzes nur gemeinsam mit den 
Menschen erreicht werden können, die Gewässer, Teiche und Kulturlandschaften täglich 
bewirtschaften und ihre Gewässer meist über Generationen hinweg kennen. Ein modernes 
Naturschutzrecht sollte deshalb weniger auf zusätzliche Restriktionen und stärkere 
Eingriffsbefugnisse setzen als auf Kooperation, Verlässlichkeit und gegenseitiges Vertrauen. 
Ein konsequent kooperativer Ansatz mit produktionsintegrierten Maßnahmen, einer auskömmlichen 
Finanzierung aller Gemeinwohlleistungen, frühzeitiger Beteiligung der Flächenbewirtschafter und 
dauerhaft etablierten regionalen Dialogstrukturen würde die Umsetzungschancen des Gesetzes 
erheblich verbessern und gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Binnenfischerei, 
Aquakultur sowie der übrigen Flächennutzer erhalten. 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
 

 

Präsidentin  

 
Verband der Deutschen Binnenfischerei und Aquakultur e.V. 
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